
1 
 

Überzeugendes Mandat erhalten 

Bernd Lynack ist unser Kandidat 
Vor fünf Jahren stand 

bei der damaligen SPD-
Wahlkreiskonferenz im 
Roemer – Pelizaeus – 
Museum eine Kampf-
abstimmung an. Neben 
Bernd Lynack hatten 
sich fünf Frauen und 
Männer um die Land-
tagskandidatur für den 
Wahlkreis Hildesheim 
beworben. Lynack 
setzte sich damals im 
zweiten Wahlgang 
durch. Am 31. März in 
der „Bischofsmühle“ 
stand er allein zur Ab-
stimmung. Alle 26 De-
legierten der Konferenz 
für den Wahlkreis 21 
votierten für ihn. Bernd 
Lynack ist unser Kandidat bei den Land-
tagswahlen am 14. Januar 2018. Dabei 
macht das Modell Martin Schulz offenbar 
Schule: Die 100-Prozent-Marke wird zum 
Normalfall. 

Doch niemand zweifelt daran, dass dieses 
Wahlergebnis hochverdient ist. Bernd 
Lynack hat in der noch bis Januar 2018 lau-
fenden Legislaturperiode überzeugende 
Arbeit geleistet. Freunde bescheinigen ihm, 
dass es so gut wie keine Ansatzpunkte für 
weitere Verbesserungen gibt. Welche Wert-
schätzung ihm in der SPD-Landtagsfraktion 

entgegengebracht wird, 
zeigen die Funktionen, 
die ihm übertragen 
worden sind. Lynack ist 

kommunalpolitischer 
Sprecher seiner Frak-
tion und zugleich stell-
vertretender innenpoli-
tischer Sprecher. Über-
dies ist er Mitglied in 
den Ausschüssen für 
Inneres und Sport, für 
Wissenschaft und Kul-
tur und im 23. Parla-
mentarischen Untersu-
chungsausschuss „Sa-
lafismus“. 

Die Wahlkreiskonfe-
renz wurde eingeleitet 
durch ein Referat von 
Innenminister Boris 

Pistorius. Zum zweiten Mal innerhalb eines 
Monats hat der Minister einen Auftritt in 
Hildesheim. Diesmal ist die innere Sicher-
heit in Niedersachsen sein thematischer 
Schwerpunkt. Es geht um die Terroran-
schläge, Gefahren durch den Salafismus, 
allgemeine und Flüchtlingskriminalität, die 
Stärkung der Polizei und ihrer polizeilichen 
Mittel. „Wir tun, was der wehrhafte Staat 
tun muss“, führt Pistorius aus. Doch der 
„große Werkzeugkasten der inneren Sicher-
heit“ müsse sensibel gehandhabt werden.  
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Pistorius geht aber auch auf die „große 
Politik“ ein. Mit Blick auf die politische Lage 
in Amerika nach der Wahl von Donald 
Trump, den nunmehr eingeleiteten Brexit 
und die bevorstehenden Präsidentschafts-
wahlen in Frankreich fordert er dazu auf vor 
der Stimmabgabe zu bedenken, „dass 
Wahlen Konsequenzen haben“.  Diesen Teil 
seiner Rede bezeichnet er ausdrücklich als 
„Liebeserklärung für die Demokratie“. Zu ihr 
gebe es „keine Alternative.“ 

Der Innenminister war natürlich auch ge-
kommen, um den Kandidaten Bernd Lynack 
zu unterstützen. Er, Pistorius, wünsche sich 
2018 eine zahlenmäßig stärkere SPD-Frak-
tion im Landtag und zugleich auch, dass 
Lynack ein überzeugendes Mandat be-
komme, damit die gute Zusammenarbeit 
mit ihm fortgesetzt werden könne. Dann 
setzte der Minister die Messlatte hoch und 
verwies auf sein eigenes Abstimmungser-
gebnis für den Wahlkreis Osnabrück. „Ich 
habe 100 Prozent bekommen wie Martin 

Schulz. Ihr könnt euch ja anstrengen.“ Die-
ser Appell wurde offensichtlich erhört. 

 
Zweiter Redner ist der Kandidat selbst. 

Bernd Lynack zieht eine Bilanz der politi-
schen Arbeit von 2013 bis 2017 und betont, 
wie hilfreich die Unterstützung durch die 
Genossen und die Geschlossenheit der Par-
tei war. Sein Selbstverständnis wird deutlich 
in Aussagen wie dieser: „Ich nehme mein 
Mandat vom ersten Tag an sehr ernst.“ Die 
regelmäßige Präsenz im Wahlkreis sei für 
ihn „das A und O der politischen Arbeit“. 
„Das ist kein Dauerwahlkampf, sondern für 
mich ist es einfach nur selbstverständlich“.  

Lynack betont, dass sich die Bilanz der 
Landesregierung sehen lassen kann. Lan-
desweit stellt sich dies dar an Punkten wie 
der Erhöhung der Zahl der Kita- und Krip-
penplätze oder an der Bildungspolitik mit 
der Abschaffung des Turboabiturs und dem 
Wegfall der Studiengebühren. Lokale Be-
deutung für Hildesheim haben die Aufwen-
dungen des Landes für das TfN und das 
Museum sowie der 4,7 Millionen schwere 
Finanzausgleich für Hildesheim.  

Bernd Lynack zeigt auch neue Ziele für die 
SPD-Politik in Niedersachsen auf. Da ist 
zunächst die komplette Beitragsfreiheit in 
der Kita. Blaupause hierfür ist die 2013 an-
gekündigte und kurz darauf auch vollzogene 
Abschaffung der Studiengebühren. Eine 
Absage erteilt Lynack Forderungen der Op-
position, die Kita-Gebühren bereits in die-
sem Jahr abzuschaffen. Grundlage dafür sei 
eine solide Finanzierung. Ein zweites Thema 
ist die kostenlose Schülerbeförderung ab 
Klasse 11. Lynack wörtlich: „Es kann nicht 
sein, dass Schüler auf gute Schulbildung 
verzichten müssen, nur weil sie sich die 
Fahrkarten zur Schule nicht leisten können.“  

Lynack schließt seine Rede mit Dank an 
seine engsten Mitarbeiter, aber auch an 
seine Frau Nicol und die Kinder.  jt

 
 

Eine Bilanz der eigenen politischen Arbeit 
gezogen und neue Ziele aufgezeigt 
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Bernd Westphal, MdB im Gespräch mit  
Redaktionsmitglied Joachim Tiemer

Interview mit MdB Bernd Westphal, SPD-Kandidat bei der Bundestagswahl am 24. September 

„Mit Martin Schulz das Land regieren“ 
 

Red.: Zunächst gratu-
lieren wir dir herzlich 
zur Wiederwahl als 
Bundestagskandidat der 
SPD. Wie fühlt man sich 
nach der hohen Zu-
stimmungsquote bei 
der Delegiertenkonfe-
renz? 

 

Vielen Dank dafür. Ich 
bin natürlich sehr froh 
über das Ergebnis, denn 
das ist auch eine Hono-
rierung meiner Arbeit 
der vergangenen vier 
Jahre im Bundestag. Und 
ich freue mich auf den Wahlkampf und auf 
eine weitere Amtszeit.  

 

Red: Damals war Sigmar Gabriel noch 
Parteivorsitzender und alles sah danach 
aus, dass er auch der Kanzlerkandidat sein 
würde. Seitdem hat sich viel geändert. 

Ja, das stimmt. Sigmar war unser uneinge-
schränkter Vorsitzender und ich habe gro-
ßen Respekt vor seiner Entscheidung, nicht 
als Kanzlerkandidat anzutreten. Wir haben 
aber mit Martin Schulz einen großartigen 
Kandidaten, der das Zeug hat, im Septem-
ber neuer Bundeskanzler dieses Landes zu 
werden.  

 

Red.: Kritiker meinen, der derzeitige 
Hype um Martin Schulz werde sich bis zur 
Bundestagswahl am 24. September 
beruhigen. Was kann man denen 
entgegenhalten? 

Wir verzeichnen nicht nur gute Ergebnisse 
in den Umfragen, sondern es sind auch 
15.000 neue Mitglieder in diesem Jahr in die 
SPD eingetreten. Wir haben gute Ideen für 
eine sozialere Politik in Deutschland. 

Deutschland braucht mehr soziale Gerech-
tigkeit, Investitionen in Bildung und Infra-
struktur, Modernisierung der Wirtschaft 
und einen nachhaltigen Umweltschutz.  

 

Red.: Wir haben den Eindruck, dass die 
Bereitschaft wieder gewachsen ist, sich 
politisch zu engagieren. 

Ja, das stimmt und das ist auch gut so. Nur 
wer selbst aktiv mitgestaltet, kann hinterher 
auch meckern.  

 

Red.: Im Bundestag wird überlegt, das 
Wahlrecht ab 16 Jahren einzuführen. Wie 
stehst du dazu? 

Ich stehe dem Vorhaben positiv gegen-
über. Wir wollen die Forderung auch in 
unser Wahlprogramm aufnehmen. Es gibt 
bereits heute ein Ungleichgewicht zwischen 
den berechtigten Interessen der Jungen 
gegenüber denen der Senioren. Es ist nur 
fair, den Jüngeren mehr politisches Gewicht 
zu geben. 

 
Red.: Martin Schulz hat Korrekturen an 

der Agenda 2010 angekündigt, wenn er 
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„Ich möchte den Wahlkreis 48 direkt 
gewinnen“ 

zum Bundeskanzler 
gewählt worden ist. 
Wie beurteilst du 
dieses Vorhaben? 

Ich finde das gut. Die 
Agenda 2010 war 
richtig - zu der Zeit, 
als sie Gerhard 
Schröder eingeleitet 
hat. Aber heute fin-
den wir andere Bedin-
gungen vor. Men-
schen, die lange ge-
arbeitet haben und im 
hohen Alter nach 
einem Jahr Arbeits-
losengeld in Hartz 4 
fallen, brauchen eine 
bessere und längere 
Unterstützung.  

 

Red.: Bleiben wir 
beim Thema Gerechtigkeit. Jedes Jahr aufs 
Neue bestimmt ein sog. „Armutsbericht“ 
die Schlagzeilen. Danach leben 15 Prozent 
oder fast 13 Millionen Deutsche in Armut. 
In deiner Rede Im Bundestag zum 
Jahreswirtschaftsbericht hast du dagegen 
eine positive Bilanz der wirtschaftlichen 
Lage in Deutschland gezogen. Was gilt 
denn? 

Die Konjunktur brummt und wir haben so 
wenig Arbeitslose wie noch nie, aber immer 
noch gibt es Einige, die davon leider nicht 
viel spüren. Dagegen müssen wir kämpfen, 
denn trotz Mindestlohn haben die unte-
ren Einkommensgruppen den Anschluss an 
die Mitte nicht bekommen. Da müssen wir 
ran, damit das nicht einreißt. Um da gegen-
zusteuern, müssen wir die Tarifbindung 
stärken, etwa im Dienstleistungssektor oder 
im Handel. 

Red.: In deiner Rede 
im Bundestag hast du 
die Notwendigkeit 
betont, die Infra-
struktur im Blick zu 
behalten. 

Der Haushaltsüber-
schuss des Bundes 
muss für Zukunftsin-
vestitionen eingesetzt 
werden. Wir erleben 
in Deutschland einen 
massiven Investitions-
stau im Bereich der 
Verkehrsinfrastruktur, 
z. B. bei öffentlichen 
Gebäuden und in 
Schulen. In Zeiten von 
Nullzinsen ist es nicht 
in erster Linie sinnvoll, 
in die Schuldentilgung 

zu gehen oder gar einen einmaligen Über-
schuss zum Anlass für dauerhafte Steuer-
senkungen zu nehmen. 

 

Red.: Bei der Bundestagswahl 2013 bist 
du über die Landesliste in den Bundestag 
eingezogen. Der Abstand war knapp, das 
war ziemlich ärgerlich damals. Welche 
Chancen rechnest du dir für den 24. Sep-
tember aus? 

Ich trete an, um den Wahlkreis 48 direkt 
zu gewinnen und denke auch, dass das ein 
durchaus realistisches Ziel ist.  

 

Red: Zum Schluss eine schwierige Frage: 
Welches wäre deine Lieblingskoalition? 

Ich kämpfe für eine starke SPD bei der 
nächsten Bundestagswahl. Was dann 
kommt, werden wir sehen. Eine Große Koa-
lition ist immer ein enger Schuh und wir 
wollen mit Martin Schulz das Land regieren.
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Der Landtag hat die Mittel für das Theater für 
Niedersachsen (TfN) spürbar aufgestockt 

Fotos: Joachim Tiemer 

Profitieren wird auch das Roemer- und 
Pelizaeus-Museum 

Unterstützung für Theater für Niedersachsen (TfN) sowie Roemer- und Pelizaeus-Museum  

Kräftige Finanzspritze aus dem Landesetat 
Das Theater für Niedersachen 
(TfN) und das Roemer- und 
Pelizaeus-Museum (RPM) be-
kommen auch für die Jahre 
2017/18 erneut Geld aus dem 
Landeshaushalt. Das hat der Hil-
desheimer Landtagsabgeordnete 
Bernd Lynack (SPD) bekannt ge-
geben. So erhält das TfN, wie 
schon im laufenden Jahr, auch in 
den nächsten zwei Jahren wieder 
174.000 Euro aus dem Landes-
haushalt. Das RPM kann sich, wie 
schon in den Jahren 2015 und 
2016, wieder über eine Finanz-
spritze von jährlich 100.000 Euro 
freuen. 

„Ich freue mich riesig, dass es bei den 
Haushaltsberatungen in den Fraktionen 
erneut gelungen ist, eine Unterstützung der 
Arbeit von TfN und RPM zu erreichen“, so 
Lynack. „Nachdem wir bereits im Jahr 2015 
die kommunalen Theater mit insgesamt 
400.000 Euro und damit das TfN mit 87.000 
Euro zusätzlich unterstützen konnten, konn-
ten diese Mittel bereits im aktuellen Haus-
halt festgeschrieben werden und stehen 
somit jährlich zur Verfügung. Darüber hin-
aus ist für die kommenden zwei Jahre, wie 
auch im laufenden Jahr, wieder ein zusätzli-
cher Zuschuss von 800.000 Euro an die 
kommunalen Theater geplant. Ausgehend 
vom Verteilungsschlüssel der vergangenen 
Jahre bedeutet dies 174.000 Euro, womit 
sich das TfN über eine dauerhaft jährliche 
Mittelaufstockung von insgesamt 261.000 
freuen kann.“ 

Die Zuschüsse für die kommunalen Thea-
tern in Celle, Göttingen, Hildesheim, Lüne-
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burg und Osnabrück sowie für die Landes-
bühne Nord sind als Ausgleich für steigende 
Personalkosten der vergangenen Jahre ge-
dacht. Unter der schwarz-gelben Vorgän-
gerregierung mussten die Theater die Kos-
tensteigerungen in diesem Bereich aus ei-
gener Kraft auffangen. 

Auch das Roemer-und-Pelizaeus-Museum 
kann sich wie schon in den letzten zwei 
Jahren auch 2017 und 2018 wieder über 
einen Extra-Zuschuss von jeweils 100.000 
Euro vom Land freuen. In einer Pressemit-
teilung des Landtagsabgeordneten heißt es 
dazu wörtlich: „Das RPM hat einen weit 
über die Landesgrenzen hinausgehenden 
Ruf, auf den wir sowohl in Niedersachsen 
als auch hier in Hildesheim außerordentlich 
stolz sind. Es ist mir ein persönliches Anlie-
gen, das Museum nach Kräften zu unter-
stützen und den Hildesheimerinnen und 
Hildesheimern diesen Schatz auch weiterhin 
zu erhalten. Hildesheim kann sich glücklich 

schätzen, so ein Museum in der Stadt zu 
haben. Es ist eine großartige Leistung von 
Frau Prof. Dr. Schulz und ihrem Team, dass 
es trotz der angespannten finanziellen Lage 
des Hauses gelungen ist, die Auszeichnung 
des Gütesiegels, des Museumsverbandes 
Niedersachsen-Bremen, wieder zu bekom-
men.“ Die zusätzliche Landesförderung 
bedeute eine Anerkennung der hervorra-
genden Arbeit des gesamten Hauses. 

Einen guten Grund das Museum mal wie-
der zu besuchen bietet die aktuelle Sonder-
ausstellung „Mit 80 Objekten um die Welt“. 
In den Magazinen des Museums ruhen Tau-
sende einzigartiger Objekte von allen Konti-
nenten unserer Erde. Für die Sonderaus-
stellung wurden zum Teil noch nie gezeigte 
Stücke ans Tageslicht geholt, die einladen, 
auf eine ganz besondere Art um die Welt zu 
reisen – ohne Flugzeug und nicht in 80 Ta-
gen, sondern mit 80 einzigartigen und 
spannenden Objekten. 
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25 Jahre AWO-Ortsverein Himmelsthür 

Enge Zusammenarbeit mit dem Seniorenzentrum 
Vor 25 Jahren, am 25. Februar 1992, tra-

fen sich mehrere Mitglieder des SPD-Orts-
vereins Himmelsthür zur Gründungsver-
sammlung des AWO-Ortsvereins in Him-
melsthür. Ihr Ziel war es, die mit der Ge-
bietsreform von 1972 aufgelöste „Zweig-
stelle“ der AWO wiederzubeleben.  

In einem bereits am 05. Februar 1992 von 
Margrit Reese, Ludwig Bommersbach und 
Klaus Bange verfassten und an die SPD-Mit-
glieder gerichteten Papier wurde die Not-
wendigkeit deutlich gemacht, auch in Him-
melsthür  die  soziale  Arbeit der  AWO  im  

ehrenamtlichen Bereich wieder zu veran-
kern. Darüber hinaus sollte ein Him-
melsthürer AWO-Ortsverein die Arbeit des 
AWO-Seniorenzentrums unterstützen und 
so auch die kommunalpolitische Anbindung 
über die im Rat und im Kreistag agierenden 
Vertreter aus Himmelsthür ermöglichen. So 
sollten u.a. konzeptionelle Erweiterungen 
des Angebots um das betreute Wohnen des 
Seniorenzentrums mit Hilfe der KWG in 
unmittelbarerer Nähe des Senioren-
zentrums realisiert werden.  

Am 25. Februar 1992 kam es zur Grün-
dungsversammlung. 28 Gründungsmitglie-
der waren daran beteiligt. Als 1. Vorsitzen-
der wurde mit Klaus Bange ein langjähriges 
Mitglied des Stadtrats und Ortsrats Him-
melsthür gewählt. Stellvertretende Vorsit-
zende wurden Ursula Eilinghoff und Ludwig 
Bommersbach. Dem Vorstand gehörten 
weiterhin Traudel Schäfer, Ralph Wieduwilt, 
Renate Helms, Margrit Reese, Dieter Bre-
mer, Hannelore Rust, Rudolf Eilinghoff so-
wie Waltraut Böcken und Herbert Reinert 
als Revisoren an. Seit Mai 2003 ist Rüdiger 
Mey Vorsitzender des Ortsvereins. Seine 
Vertreter sind Edgar Hennemann, Ludwig 
Bommersbach und Volker Hagemann. Zur 
Finanzbeauftragten wurde Jutta König ge-
wählt.  

Zu den Hauptaktivitäten des OV gehört 
nach wie vor eine enge Zusammenarbeit 
mit dem Seniorenzentrum. Hier werden 
regelmäßig Veranstaltungen wie z.B. das 
Frühjahrsgrillen sowie das Sommer- und 
Herbstfest gemeinsam durchgeführt. Auch 
die Seniorenbetreuung des Ortsrats wird 
nach wie vor durch Mitglieder des AWO-
Ortsvereins sichergestellt. Im letzten Jahr 
konnte der erste öffentliche Bücherschrank 
in Himmelsthür unter Federführung des OV 
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Interessante Einblicke in die Produktion einer Tageszeitung 

aufgestellt und eingeweiht werden. Außer-
dem beteiligt sich der OV an der Durchfüh-
rung des jährlichen SPD-Spielfestes „Am 
Ahnekamp“. Der durch den AWO OV be-
triebene Glühweinstand ist eine beliebte 
Anlaufstelle des jährlichen Weihnachts-
markts in Himmelsthür. 

Das 25jährige Jubiläum wird nach Redak-
tionsschluss unserer Zeitung im Rahmen 
einer Feierstunde anlässlich des Frühjahrs-
grillens am 24. März begangen. 

 
Rüdiger Mey 

Vorsitzender des AWO-Ortsvereins 
 

Die HAZ-Schlusskonferenz miterlebt 
Der SPD-Ortsverein Himmelsthür bietet seinen Mitgliedern immer wieder besondere Events an. 
Nach Besuchen im NDR-Funkhaus Hannover und im Niedersächsischen Landtag war am 8. März 
2017 die Redaktion der HAZ das Ziel.  

Zwei Schwerpunkte gab es für 
die Besuchergruppe: Da war 
zunächst die Möglichkeit, den 
Redakteurinnen und Redakteu-
ren der HAZ bei ihrer Ab-
schlusskonferenz über die 
Schulter zu schauen, ihre 
Kommentare mitzuerleben und 
teilweise auch Anregungen für 
Korrekturen zu geben. Die 
Leitung dieser Schlusskonfe-
renz, bei der an großen Moni-
toren die einzelnen Seiten der 
Hildesheimer und der Sarsted-
ter HAZ-Ausgabe aufgerufen 
werden, lag an diesem Tag bei 
Thomas Radtke. Schwerpunkt Nummer 
Zwei war das Gespräch mit Chefredakteur 
Martin Schiepanski und Lokalchef Christian 
Wolters im Konferenzraum des Gerstenberg 
Verlages. Die Einblicke in den Produktions-

prozess einer Tageszeitung waren interes-
sant. Umgekehrt erhielten die Redakteure 
für sie wichtige Rückmeldungen aus ihrer 
Leserschaft. 
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Die SPD war und ist die Partei 
der sozialen GerechƟgkeit und 
der Bildung. Bildung soll kein 
Geld kosten. Die Bildung der 
Kinder darf nicht vom Geldbeu-
tel der Eltern abhängig sein. 
Die SPD hat in Niedersachsen 
bereits die Abschaffung der 
Studiengebühren durchgesetzt. 
Und wir invesƟeren seit 2013 
massiv in den Bereichen Schu-
le, in den Ganztagsausbau, in 
die Schaffung von mehr Stellen 
für LehrkräŌe und Sozialarbei-
ter und in die Einführung der 
driƩen KraŌ in Krippen. Nach 
den nächsten Wahlen wollen 
wir die Kita-Gebühren abschaffen.  
 
Dafür gibt es viele gute Gründe:  
•Frühkindliche Förderung und eine ver-
lässliche und qualitätsvolle Betreuung von 
Kindern zwischen dem ersten und sechs-
ten Lebensjahr sind entscheidend für die 
weitere Entwicklung eines Kindes und da-
mit wesentliche Voraussetzung für Chan-
cengerechƟgkeit - das belegen unzählige 
Studien. Deswegen wollen wir die Barrie-
ren vor der ersten Stufe unseres Bildungs-
systems absenken.   
•Ein Kita-Besuch stärkt die Bildungschan-
cen – egal welche Förderung die Kinder 
im Elternhaus erfahren.   
•Familienfreundlichkeit in Niedersachsen 
ist ein wichƟges Thema für uns. Junge 
Leute sollen in unserem Land unterstützt 
werden bei ihrer Entscheidung für Kinder.  
•Wenn Frauen nach der Geburt wieder 
arbeiten wollen, dann sollen die Kita-
Kosten für die Kinder kein Hindernis sein. 

Es geht um die Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf.   
• Kita-Gebührenfreiheit ist ein Beitrag zur 
sozialen GerechƟgkeit. Gerade in Familien 
mit einem geringen Einkommen tun Kita-
Gebühren oŌ weh. Das wollen wir än-
dern.  Ob junge Familien in einer armen 
oder in einer wohlhabenden Gemeinde le-
ben, soll keinen Unterschied machen, 
wenn es um die Kinder geht. Wir wollen 
auch insofern GerechƟgkeit.   
•Und wir wollen die Kommunen entlas-
ten, die sich besonders für Kinder- und Fa-
milienfreundlichkeit einsetzen.  Wie?  
Für das letzte Kindergartenjahr vor Schul-
beginn besteht bereits Beitragsfreiheit. 
Das Land leistet dafür durchschniƩlich 
105 Millionen Euro besondere Finanzhilfe. 
 Die SPD Niedersachsen will die beitrags-
freie Kita in der nächsten Legislaturperio-
de auch für das erste und zweite Kita-Jahr 
einführen. In Betracht kommt eine stufen-
weise Einführung. Im Kita-Jahr 2018/19 

Das „Himmelsthürchen“ ist eine der beiden Himmelsthürer 
KindertagesstäƩen, die von einer Gebührenbefreiung profi-

Ɵerten würden                  

SPD will Gebührenfreiheit für KindertagesstäƩen  

Eine Frage der sozialen GerechƟgkeit 
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könnte das miƩlere Jahr 
(für vier bis fünłährige 
Kinder) und im Kita-Jahr 
2019/20 das erste Jahr 
(für die dreijährigen Kin-
der) gebührenfrei gestellt 
werden.   
 
Wie viele Kinder betriŏ 
es?  
Zum letzten Erhebungs-
zeitpunkt (1. März 2016) 
besuchten etwa 185.000 
drei- bis sechsjährige Kin-
der KindertagesstäƩen. 
Davon waren rund 56.000 
Kinder im ersten Kindergartenjahr, 62.000 
im zweiten und 66.000 im driƩen Kinder-
gartenjahr.  
Da zwischenzeitlich auch aufgrund des 
Zuzugs geflüchteter Familien weitere Kin-
der aufgenommen worden sind, ist davon 
auszugehen, dass im Jahr 2018 rund 
140.000 Kinder die noch beitragsfrei zu 
stellenden ersten und zweiten Kindergar-
tenjahre besuchen werden. Verlässliche 
Zahlen für das laufende Kindergartenjahr 
stehen erst im Sommer 2017 nach Ab-
schluss des Kindergartenjahrs 2016/17 zur 
Verfügung.  
 
Kosten?  
Vor dem Hintergrund der Erfahrungen aus 
dem beitragsfreien letzten Kita-Jahr müss-
te der Landtag für eine Gebührenfreiheit 
an Niedersachsens KindertagesstäƩen in 
der nächsten Legislaturperiode insgesamt 
mehr als 300 Mio. Euro bereitstellen.  
Nach der Einführung der Beitragsfreiheit 
für das letzte Kindergartenjahr (ca. 6. Le-
bensjahr) vor der Einschulung hat sich die 
Betreuungsquote um knapp 4 % - von 93,7 
% auf 97,5 % erhöht. Durch die weiteren 
beitragsfreien Kindergartenjahre würde 
die Quote erneut steigen.  

Im Zusammenhang mit der Ausweitung 
der Kita-Beitragsfreiheit stellt sich die Fra-
ge, wie sichergestellt werden kann, dass 
derjenige, der das Kita-Gesetz ändert, auch 
für die finanziellen Folgen auŅommt. 
(„Wer bestellt bezahlt!“) Es soll ein ange-
messener und fairer Kostenausgleich mit 
den Kommunen verhandelt werden. Die 
Gebührenfreiheit wird nicht zu Lasten der 
Qualität der Einrichtungen vor Ort gehen.  
 
Warum nicht schon in dieser Legislaturpe-
riode?  
Wenn die Einführung der vollständigen 
Beitragsfreiheit für KindertagesstäƩen in 
der laufenden Legislaturperiode ohne wei-
teres finanzierbar gewesen wäre, häƩe die 
Landesregierung das vorgeschlagen. Es 
müssen jedoch über 300 Mio. Euro dauer-
haŌ, also Jahr für Jahr finanziert werden, 
da die Kommunen bzw. die freien Träger 
einen Ausgleich für die dann ausfallenden 
Elternbeiträge erhalten. Über die Höhe des 
Ausgleichs sind entsprechende Verhand-
lungen zu führen. Darüber hinaus sind für 
die Gegenfinanzierung ggfs. Umschichtun-
gen im Landeshaushalt notwendig, über 
die zu Beginn der nächsten Legislaturperio-
de zu sprechen sein wird. 
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SPD-Fraktion: Stadt soll Zuschuss für Präventionsstelle einwerben 

Salafismus stellt eine Gefahr für die demokratische 
Gesellschaft dar 

Hildesheim stand in den vergangenen 
Monaten immer wieder bundesweit in der 
Öffentlichkeit, da sich im Umfeld der Mo-
schee des „Deutschsprachigen Islamkreises 
Hildesheim e.V.“ (DIK) vermehrt Muslime 
radikalisiert haben und zur Teilnahme am 
Dschihad in Kampfgebieten motiviert wor-
den sind. Die Region Hildesheim gilt mitt-
lerweile als ein Schwerpunkt radikal-isla-
mischer Szene in Deutschland.  

Darin ist eine nicht zu unterschätzende 
Gefahr für unsere demokratische Gesell-
schaft zu sehen. Angesichts der dadurch 
zunehmenden Aufspaltung der Gesellschaft 
kommt deshalb auch der daraus resultie-
renden, notwendigen Präventions- und 
Deradikalisierungsarbeit eine immer wichti-
gere Rolle zu. Angriffen auf Demokratie, 

Freiheit und Rechtsstaatlichkeit die Stirn zu 
bieten, werden deshalb dauerhafte, gewal-
tige Herausforderungen für die gesamte 
Gesellschaft und jede und jeden Einzelnen. 
Die Prävention von Radikalisierung insbe-
sondere von jungen Menschen, die Sensibi-
lisierung, der pädagogische Umgang mit 
antimuslimischem und radikalem Extremis-
mus sowie die Entwicklung von extremisti-
schen Gegenentwürfen erhalten einen im-
mer größeren Stellenwert. 

Auch in Hildesheim existiert bereits eine 
Vielzahl von Institutionen, die sich auf dem 
Gebiet engagieren. Das gesamte Engage-
ment ist noch nicht gemeinschaftlich orga-
nisiert und stößt daher schnell an Grenzen, 
denn es fehlt eine Vernetzung der Initiati-
ven untereinander. Weder im Landkreis 
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noch in der Stadt existiert bisher eine benö-
tigte Anlauf- und Vernetzungsstelle. Auch 
einen übergeordneten, regionalen An-
sprechpartner gibt es noch nicht. 

Die Verwaltung wird daher aufgefordert, 
Drittmittel für eine Anlauf- und Vernet-
zungsstelle für Extremismus-Prävention mit 
einem festen Ansprechpartner in Hildes-
heim zu akquirieren. Ein mögliches Bundes-
programm könnte "Demokratie leben!" 
sein, welches Projekte fördert, die sich im 
Bereich der Demokratieförderung und Ext-
remismusprävention engagieren. Die An-
lauf- und Vernetzungsstelle soll zum Ziel 
haben, Formen von Extremismus zu verhin-
dern und das Engagement vor Ort zu koor-
dinieren.  

Das Vorhaben soll strukturell angelegt 
werden und folgende Elemente enthalten: 

1) Vernetzung im Sozialraum: Staatliche 
und zivilgesellschaftliche Akteure müssen 
gestärkt werden, Kooperationen einzuge-
hen und sich im Sozialraum zu vernetzten. 
Angebote von Stadtteilarbeit, Jugendarbeit, 
Familienzentren, Präventionsrat sowie eh-
renamtlichem Engagement müssen inhalt-

lich mehr aufeinander abgestimmt werden. 
Die Förderung von Stadtteil- bzw. Gemein-
wesenarbeit in der Fläche muss Grundlage 
der konzeptionellen Ausrichtung sein. 

2) Beratung von Multiplikatoren: Insbe-
sondere Schulen und Jugendzentren müs-
sen unterstützt werden im pädagogischen 
Umgang mit radikal-islamischem und anti-
muslimischem Rassismus von Jugendlichen. 
Es ist wichtig, vor Ort eine Anlaufstelle für 
Multiplikatoren einzurichten, die dringende 
Fragen beantworten und Beratung und 
Unterstützung in der fallbezogenen Arbeit 
bieten kann. 

3) Fortbildung: Pädagogischen Fachkräf-
ten und Interessierten muss ein Überblick 
über Ausprägungen und Handlungsemp-
fehlungen zur Thematisierung des Extre-
mismus in der Präventionsarbeit gegeben 
werden, nicht zuletzt um einer ideologisie-
renden Instrumentalisierung durch radikale 
Prediger zuvorkommen zu können. 

4) Kampagnenarbeit: Um Betroffene und 
ihr Umfeld zu erreichen, ist eine verstärkte 
Öffentlichkeits- und Aufklärungsarbeit für 
junge Menschen und Betroffene notwendig. 

 
 
 
 
 
 
 

Anzeige Druckhaus Köhler 
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Alterssicherung ist eine Frage des sozialen Friedens 
Von Leonard Kuntscher, Vorsitzender der Jusos Niedersachsen 
 

Die aktuelle Debatte 
um die Zukunft der 
Rente ist eine, die 
längst hätte abge-
schlossen sein müssen. 
Die Probleme des Sys-
tems sind allgemein 
seit langer Zeit be-
kannt. Es ist bitter, 
dass ein Großteil der 
Politik sich offenbar 
darauf geeinigt hat, 
vor allem nur die 
Probleme zu behan-
deln und zu lösen, die bis zur nächsten Wahl 
spürbar werden.  

Dass wir nun diese Debatte führen, ist vor 
allem Andrea Nahles zu verdanken, die un-
längst ein Konzept vorgeschlagen hat. Dies 
ist vor allem auch deshalb bemerkenswert, 
da uns in einem halben Jahr eine Bundes-
tagswahl ins Haus steht. Es ist zu hoffen, 
dass die Rente zum Wahlkampfthema wird. 
Die Rente ist zu wichtig und die Lösungs-
wege der Parteien zu unterschiedlich, um 
das Thema in einem faulig stinkenden 
GroKo-Kompromiss auf die lange Bank zu 
schieben. 

 
Dass in der CDU/CSU bereits jetzt Forde-

rungen für eine Rente ab 70 Jahren laut 
werden, lässt Böses ahnen. 

 
Da selbst die Union 

mehrheitlich weiß, 
dass es für viele Men-
schen vollkommen 
absurd ist, bis 70 zu 
arbeiten, ist es nicht 
mehr und nicht weni-
ger als eine schlecht 
getarnte weitere Kür-
zung der Renten für 
die, die eh schon wenig 
auf der Bank haben.  

Das ist schlicht und 
ergreifend eine himmelschreiende Unge-
rechtigkeit. Jeder Mensch sollte im Alter in 
Würde leben können und ausreichend ver-
sorgt sein. Das kann und muss sich eine 
reiche Gesellschaft wie unsere leisten kön-
nen. Das gilt umso mehr für Personen, die 
lange Zeit ihres Lebens gearbeitet haben, 
egal wie mies die Bezahlung war.  

Dass das Ganze derzeit finanziell leider 
vorne und hinten nicht passt, hat wenig mit 
dem Einstiegsalter oder der Höhe der Ren-
ten zu tun. Es ist vor allem ein Problem des 
Finanzierungssystems.  

 
Das System, indem die Jungen die Renten 

der Alten finanzieren und sich das dann die 
Waage halten muss, ist schon seit einiger 
Zeit überholt. 
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Es scheint nur so lange zu funktionieren, 
so lange Babyboomer-Generationen ein-
zahlen und die Lebenserwartung nicht allzu 
sehr steigt. 

Eine stärkere private Vorsorge, bei der 
jede und jeder für sich nochmal eine Versi-
cherung abschließt, in die er oder sie dann 

privat noch zusätzlich einzahlt, ist der fal-
sche Lösungsansatz. Solche Versuche, wie 
beispielsweise die Riester-Rente, haben vor 
allem zu einem geführt: Einer noch stärke-
ren Öffnung der Schere zwischen Arm und 
Reich. Der Konflikt läuft eben nicht zwi-
schen Jung und Alt, sondern zwischen Arm 
und Reich ab. 

Unsere Gesellschaft muss solidarisch zu-
sammenstehen, damit auch diejenigen auf-
gefangen werden, die das Pech hatten, in 
einem schlecht entlohnten oder gar keinem 
Job zu laden. Dafür muss die gesetzliche 
Rente endlich wieder gestärkt werden.  

Weder die private noch die betriebliche 
Altersvorsorge können ein starkes gesetzli-
ches System ersetzen. Auch müssen Beam-
tinnen und Beamte sowie Selbstständige 
endlich in die Rentenversicherung geholt 
werden, damit auch sie sich an der solidari-
schen Finanzierung beteiligen können. 

Zu guter Letzt muss der Steuer-
zuschuss ins Rentensystem erhöht 
werden. Steuern sind ein Mittel 
der Verteilungsgerechtigkeit. Ge-
nau darum geht es auch bei der 
Rente. Alterssicherung ist eine 
gesamtgesellschaftliche Aufgabe 
und eine Frage des sozialen Frie-
dens.  

Eine Erhöhung des Eintrittsalters, 
ein Steigen der Beiträge oder eine 
direkte Kürzung der Renten kön-
nen sich logischerweise eben die 
nicht leisten, die in ihrem Leben 
wenig bekommen haben. 

Die Frage darf nicht sein, wie 
sehr das Einstiegsalter steigen 
oder das Rentenniveau sinken 
muss, damit das System so bleiben 
kann, wie es ist. Die Aufgabe muss 
sein, das System so zu ändern, 
dass der Lebensstandard im Alter 
gehalten bzw. erhöht werden 
kann. 
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Mehrheitsgruppe im Kreistag legt Themenschwerpunkte fest 

Gleichwertige Lebensverhältnisse herstellen 
Nach der Kommunalwahl schloss die SPD-Kreistagsfraktion mit der CDU eine Gruppenvereinba-

rung. Diese Gruppe hat solide Mehrheitsverhältnisse für die Fortsetzung der sozialdemokratischen 
Arbeit im Kreis.  

 

Themenschwerpunkte für die nächsten fünf 
Jahre sind u.a.: Der bodengebundene Rettungs-
dienst soll in der derzeitigen Form von gemein-
nützigen Organisationen fortgeführt werden. 
Dabei sollen zur Sicherung der regionalen Struk-
turen langfristige Verträge mit diesen Organisa-
tionen geschlossen werden. 

Neuer Zusammenhalt „Agenda zur Sicherung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse im Landkreis 
Hildesheim“: Es soll unter Beteiligung der Ge-
meinden ein Masterplan erarbeitet werden, der 
der Sicherung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
im Landkreis dient. Einbezogen wird die demo-
graphische Entwicklung  und die Fortschreibung 
der kommunalen Strukturdaten wird mit be-
rücksichtigt. Schwerpunkte sollen die öffentliche 
Daseinsvorsorge, die Mobilität, die Digitalisie-
rung und der Tourismus sein.  

Ein Modellprojekt Schulkrankenschwestern mit 
zwei Schulen im Landkreis unter Hinweis auf das 
Projekt “Schulkrankenschwester im Land Bran-
denburg“ soll auf den Weg gebracht werden. 
Neben der Schulsozialarbeit ist dies erforderlich, 
da medizinisch ausgebildetes Personal an Schu-
len die Leistungsfähigkeit des Bildungsortes 
Schule steigert. Es wird eine Verbesserung der 
Integration chronisch kranker und behinderter 
Schüler/innen erreicht sowie eine Verringerung 

der krankheitsbedingten Fehlzeiten und darüber 
hinaus frühzeitige Entdeckung und Hilfestellung 
bei gesundheitlichen Problemen. 

Fahrtkostenübernahme im Bereich der Sekun-
darstufe II. Die Fraktionen entwickeln hierzu ein 
Konzept. 

Die bekannten Programme PIAF, Griffbereit 
und Rucksack werden fortgesetzt und sollen 
ausgeweitet werden. 

Zur stärkeren Einbeziehung von jungen Men-
schen in politische Prozesse und zur Stärkung 
von Demokratie und Partizipation soll auf Ebene 
des Landkreises ein Jugendforum gebildet wer-
den. 

Neben der Erfüllung des Rechtsanspruchs auf 
Kinderbetreuung ist die Beitragsfreiheit der 
Kindertagesstätten für Familien von Bedeutung. 
Jede Initiative und Maßnahme zur beitragsfreien 
Erfüllung des Rechtsanspruchs nach dem dritten 
Abschnitt des SGB VIII wird begrüßt. Die anfal-
lenden Kosten gehen zu Lasten des Bundes und 
des Landes. Die Beitragsfreiheit sollte möglichst 
zeitnah umgesetzt werden. 

Heutzutage sind leistungsfähige und zuverläs-
sige Internetanbindungen von herausragender 
Bedeutung, deshalb setzt sich die Gruppe für 
öffentliche WLAN-Hotspots ein. 

Ludwig Bommersbach
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Jusos fordern:  

Mehr investieren in junge Köpfe 
 

Von Leonard Kuntscher 
 

Vor den Bundestagswahlen im September und den Landtagswahlen im Januar setzen sich die Jusos 
innerhalb der SPD für Zukunftsinvestitionen ein. Die Partei soll mit entsprechenden Forderungen 
in die Wahlkämpfe ziehen. 
 

Noch immer werden Kindern insbeson-
dere weniger wohlhabenderer Familien 
viele Steine in den Weg gelegt, die es gilt 
zu beseitigen. Dabei haben die Jusos von 
der KiTa bis zur Uni verschiedene Prob-
lemlagen im Blick. 

Bei den Forderungen im schulpoliti-
schen Bereich steht dabei der kostenfreie 
Schülerverkehr für SchülerInnen der 
Oberstufe ganz oben auf der Liste. Bislang 
müssen Eltern die Fahrtkosten zur Schule 
für die Klassen 11-13 selbst übernehmen. 
Diese Kosten auf dem Weg zum Abitur 
verstärken den Effekt, dass der Schulab-
schluss maßgeblich vom Geldbeutel der Eltern 
abhängt. Zudem werden hierbei Eltern im länd-
lichen Raum über die Maßen belastet. 

Für Auszubildende fordern die Jusos u.a. einen 
sog. Meister-Bonus als Zuschuss zu den Kosten 
des Abschlusses. Der Meister-Bonus bedeutet, 
dass Azubis, die den Meister machen, einen 
Zuschuss zu den Kosten und Gebühren bekom-
men, die sie für die Teilnahme an der Meister-
prüfung zahlen müssen. Außerdem soll mehr 
günstiger Wohnraum für Azubis geschaffen 
werden. Mit der Einführung eines günstigen 
Azubi-Tickets soll der wachsenden Mobilität 
junger Leute Rechnung getragen werden. So 
könnte die berufliche Ausbildung auch gegen-
über dem Studium attraktiver gemacht werden. 

Für Studierende sollen u.a. die unwirtschaftli-

che Erhebung der Langzeitstudiengebühren 
beendet und die Verwaltungskostenbeiträge 
abgesenkt werden, die in Niedersachsen ver-
gleichsweise hoch sind. 

Bei der SPD stößt man damit auf offene Ohren. 
So hat Kanzlerkandidat Martin Schulz  angekün-
digt, das BAföG erhöhen zu wollen. In Nieder-
sachsen wird die SPD mit der Abschaffung von 
Kita-Gebühren in den Wahlkampf ziehen.  So-
wohl im Bund als auch im Land sind die Wahl-
programme noch nicht beschlossen und es 
bleibt abzuwarten, was am Ende von den Forde-
rungen bleibt. Klar ist aber, dass das Geld, das 
beispielsweise in den Haushaltsüberschüssen 
liegt, am sinnvollsten in Zukunftsinvestitionen 
angelegt ist. 
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Anzeige Firma Schwertfeger, Hildesheim 
entsprechend Ausgabe August 2016 

Aus dem Ortsrat Himmelsthür 
Umbau des Feuerwehrgerätehauses hat begonnen 

 
Die lange Wartezeit bezüglich des Umbaus 

des Feuerwehrgerätehauses in Himmelsthür 
ist zu Ende. Sämtliche Hürden wurden be-
seitigt und die SPD-Ortsratsfraktion hofft, 
dass die Einweihung im Spätsommer erfol-
gen kann. 

Leider sind die Planungen für den Neubau 
der Turnhalle der Realschule Himmelsthür 
noch im Anfangsstadium. Die Vertre-
ter/innen im Stadtrat werden deshalb von 
der SPD-Ortsratsfraktion aufgefordert, sich 
für eine zügige Bearbeitung einzusetzen, 
damit die Mittel aus dem Kommunalen 
Investitionsprogramm des Bundes (KIP) 
angefordert werden können. Da Him-
melsthür ein gefragter Schulstandort ist, 
würde dies die Attraktivität weiter steigern. 

Auf der Kreuzung Breslauer Straße/Ecke 
Jahnstraße ist es zu einem tragischen 
Unglück gekommen. Die SPD-Ortsratsfrak-
tion wird sich dafür stark machen, dass 
diese Kreuzung durch die städtische Ver-
kehrskommission überprüft und dass nach 

Möglichkeiten gesucht wird, die Kreuzung 
für Fußgänger sicherer zu gestalten. 

Die SPD-Ortsratsfraktion bedauert, dass 
die Filiale der Volksbank in Himmelsthür 
geschlossen wird. Es soll noch nicht einmal 
ein Bankomat aufgestellt werden. Nicht alle 
Bürger können das Online-Banking nutzen. 
Von Bürgernähe und –freundlichkeit kann 
somit keine Rede mehr sein. Die Leitung der 
Volksbank sollte ihre Entscheidung noch 
einmal überdenken. 

Ludwig Bommersbach 
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SPD-Ratsfraktion fordert Ausweitung 

Zuschuss für Schülerfahrkarten ab Klasse 11 im Blick 
 

Bildung muss aus Sicht der SPD-Rats-
fraktion für alle Menschen gleicherma-
ßen zugänglich sein. Gerade die Erreich-
barkeit der gewählten Schule kann aller-
dings für Schülerinnen und Schüler zu 
einer nicht zu unterschätzenden Hürde 
werden, wenn das notwendige Geld für 
die Fahrkarte fehlt. In Folge dieser Um-
stände brechen nicht wenige ihren 
Schulbesuch bereits nach der 10. Klasse 
ab, obwohl sie das Zeug zum Abitur hät-
ten. Die Kosten für die Fahrkarte zur 
Schule werden nämlich nur bis zur 10. 
Klasse übernommen.  

 
"Leider", stellt SPD-Fraktionschef Bernd 

Lynack fest und verweist in diesem Zu-
sammenhang auf die gesetzliche Vorgabe 
nach dem Niedersächsischen Schulgesetz. 
"Eine Ausdehnung auf die Jahrgänge 11 
bis 13 würde einen dreistelligen Millio-
nenbetrag nach sich ziehen", erklärt 
Lynack, der auch für die SPD Mitglied des 
Landtages ist. Über kurz oder lang müs-
sen auch Schülerinnen und Schüler der 
Oberstufe das Ticket erstattet bekom-
men. Einen erster Schritt könnte die Be-
zuschussung der Fahrtkosten sein. Finanzieren 
soll die Stadt dies mit zusätzlichen Mitteln vom 
Land, die den ÖPNV qualitativ verbessern sollen. 

Für den Landkreis Hildesheim ist die zur Verfü-
gung stehende Summe seit Jahresbeginn um 
630.000 Euro auf dann insgesamt 2,5 Mio. Euro 
angewachsen. Die Kommunen sind dann für die 
Organisation des ÖPNV zuständig. Sie können so 
lokale Bedingungen optimal berücksichtigen und 
je nach örtlicher Situation Verbesserungen im 
Angebot selbständig organisieren. 

Um die Situation für den Bereich der Stadt 
besser einschätzen zu können, hat sich die SPD-
Fraktion nun an den Oberbürgermeister ge-
wandt. Es sollen verlässliche Zahlen vorgelegt 
werden, wie viele Schülerinnen und Schüler die 
Klassen 11-13 besuchen bzw. wie viele Schüle-
rinnen und Schüler an berufsbildenden Schulen 

nicht in einem Berufsausbildungsverhältnis ste-
hen. 

Durch eine weitere Anfrage soll Licht ins Dun-
kel darüber gebracht werden, wie hoch der 
Anteil der Stadt an den erhöhten ÖPNV-Mitteln 
tatsächlich ist. "Wenn alle Daten auf dem Tisch 
liegen, werden wir überlegen, wie wir einen 
Zuschuss zu den Tickets für diese beiden Grup-
pen organisieren können", so Lynack. Sollte eine 
Bezuschussung möglich sein, wäre dies aus Sicht 
der Sozialdemokraten ein weiterer wichtiger 
Schritt in Richtung Chancengerechtigkeit in der 
Bildung. "Wir sind uns sehr bewusst darüber, 
dass eine Bezuschussung in der Tat nur ein An-
fang sein kann und wir in Hannover weiter daran 
arbeiten müssen, damit die bestehende Lücke 
über kurz oder lang vollständig geschlossen 
werden kann. Meinen Teil als Landespolitiker 
werde ich selbstverständlich dazu beitragen", 
versichert Lynack. 

Weil die Kosten für den Schülertransport nur bis zur 
10. Klasse übernommen werden, brechen nicht 

wenige Schüler ihren Schulbesuch danach ab 
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